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BBauG § 161; ZPO §§ 3, 5p 511 a Abs,, 2, ,§ 546 Abs» 3
Der Wert des Beachwerdogegenstandes einer Berufung 
oder Revision, mit der ein oder mehrere Grundstücks­
eigentümer die in einem UmlegungabeSchluß ungeord­
nete Einbeziehung ihres Grundbesitzes in ein Umle­
gungsverfahren anfochten, ist mit .20 c/° dos Wertes des 
Grund und Bodens, gegebenenfalls einschließlich vor­
handener Aufbauten, zu bemesseno
BBauG § 9 Abs» 4
Die 'Wirksamkeit eines Bebauungsplanes hängt nicht davon ab, daß dem Plan eine Begründung beigefügt ist»
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Dor IIIp Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 29» Januar 1968 un­
ter Mitwirkung des Senatapräsidenton Di\ Pagendarm 
sowie der Bundesrichter Dr, Kraft, Dr. Arndt, Dr. Hußla 
und Keßler

für Recht erkannt!

Die Revision der Antragsteller gegen das Urteil 
des Baulandsenate des Oberlandesgerichts in 
inrankfurt (Main) vom 11» Juli 1966 wird mit der 
folgenden Einschränkung zurückgewiesen„ Auf die 
Rechtsmittel der Antragsteller werden in teilwei­
ser Abänderung des Urteils der Kammer für Bau­
landsachen des Landgerichts Wiesbaden vom 18, Ok­
tober 1965 und unter teilweiser Aufhebung des ge­
nannten oberlandesgerichtlichen Urteils die Ko­
sten des landgerichtlichen und de3 oberlandosge- 
richtlichen Verfahrens den Beteiligten Pranz

zu 85/100, den Beteiligten Johanna VfHI und 
Ernst zu 15/100 auf erlegt.

In demselben Verhältnis haben die genannten Be­
teiligten die Kosten des Revisionsverfahrens zu 
tragen.
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Tatbestand:

Die Antragsteller sind Eigentümer der in der Ge­
markung Flur 56 gelegenen Grund-
otücke Hro 422/125 (bebaut mit dem Wohnhaus 
Hohe 58, 699 qm groß), 266/128 (hinter dem genannten 
Wohnhaus liegender Hof, 179 qm), 129/1 und 129/2 
(718 und 1004 qm); und zwar gehört das Grundstück 
129/2 den Beteiligten Ernst und Johanna VMMfl
zu jo 1/2 Anteil, der übrige Grundbesitz den Betei­
ligten Johanna Franz H ( 0 H H B |  und Gabriele
w m m m  ZU je 1/3 Anteil. Die Grundstücke 129/1 
und 129/2, von schmaler, langgestreckter Form, lie­
gen nördlich der Straße B Q H f l H H i  Höhe hinter den 
Häusern 50 bis 56; an der östlichen Grenze der Grund­
stücke 422/125 und 266/128 verläuft ein von der Straße 

Höhe nahezu rechtwinklig a'bzweigender Weg 
(214/ 175), von dem aus ein Zugang zu dom Haus der An­
tragsteller besteht 0

Durch einen vom 30 „ Dezember 1963 bis 30. Januar 
1964 erstmals offengelegten (auf die Offenlegung wur­
de am 20o Dezember 1963 in den Tageszeitungen hinge- 
wiesen), sodann am 8„ Oktober 1964 als Satzung be­
schlossenen, vom Regierungspräsidenten am 8. Dezem­
ber 1964 genehmigten und im Anschluß hieran nochmals 
nach v0rangggangen0r Ankündigung in den Tageszeitun­
gen vorn 21 0 Dezember 1964 bis 11« Januar 1965 öffent- 
1ich auogelegten Bebauungsp1an sind die'Grund01ücke 
der Antragsteller als reines Wohngebiet mit zwei- bis
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viergeschossiger Bauweise ausgewiesen worden., Der 
Bebauungsplan sieht vor, daß auf dem westlichen 
Teil dos Grundstücks 129/2 zweigeschossige Reihen­
häuser und auf der Grenze zum Grundstück 129/1 ein 
viergeschossiger Wohnblock errichtet werden solle 
Der östlich des Hausgrundotücks der Antragsteller 
verlaufende Weg (214/175) soll nach den Festlegun­
gen des Bebauungsplanes nördlich der Grundstücke 
der Antragsteller an einer Stelle mit einem dreige­
schossigen Wohnblock überbaut wordene

Für das Gebiet nördlich der B R M M  Höhe
in der Gemarkung iia't die Stadtverordne­
tenversammlung durch Beschluß vom 8. Oktober 1964 
die Baulandumlegung angeordnet» Durch Beschluß des 
Magistrats vom 22« Februar 1965? veröffentlicht in 
den Wiesbadener Tageszeitungen am 17» März 1965, ist 
die Baulandumlegung in diesem Gebiet eingeleitet 
worden.,

Die Antragsteller wehren sich gegen die Einbe­
ziehung ihrer Grundstücke in die Umlegung und haben 
nach vorgeblichem Widerspruch beantragt, unter Auf­
hebung des Widerspruehsbescheides des Magistrats vom 
21» Juni 1965 ihre Grundstücke aus der Umlegung her- 
auszunohmen» Sie haben namentlich geltend gemacht, 
der dem Umlegungsverfahren zugrunde liegende Bebau­
ungsplan sei, weil er keine Begründung enthalte, 
nicht rochtswirksam aufgestellt worden, auch der Um- 
legungsbesehluß entspreche nicht den gesetzlichen 
Formvorschriften, weil die für die Bekanntmachung
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nach § 50 Ahe« 2 BBauG vorgeschriebenen Aufforde­
rungen nicht' ordnungsgemäß erfolgt -seien? überdies 
soi die Einbeziehung ihrer Grundstücke in das Umle­
gungsverfahren sachlich nicht gerechtfertigt: Die 
Grundstücke 129/1 und 129/2 scion ohne Umlegung 
bebaubar, die Grundstücke 422/125" und•266/128 wür­
den in einer den Antragstellern unzumutbaren Wei­
se nur deswegen in die Umlegung einbezogen, um den 
Grundstücken einen Toil des- zur, Einziehung vorgesehe­
nen Weges 214/175 zuZuschlägen? auch werde durch das 
Umlegungsverfahren ihr Grundbesitz aufgespalten, 
entwertet und verkleinerte

Landgericht und Oberlandesgericht haben zuun­
gunsten der Antragsteller entschieden« Diese ver­
folgen mit der Revision ihren Antrag auf gerichtli­
che Entscheidung weiter« Die Antragsgegnerin, die 
den Antrag abgewiesen sehen will, bittet um Zurück­
weisung der Revision,

En t acheidungsgründe:

I.

Die unter den Parteien streitige und in erster 
Linie zu entscheidende Frage, ob der Wert der Revi­
sion die Revisionssumme von 15 000 DM übersteigt oder 
nicht, ist zugunsten der Antragsteller zu bejahen«



-  6 -

Der Senat hat bisher in den Fällen, in denen 
sich der Eigentümer gegen die Einbeziehung seines 
Grundstücks in ein Umlegungsverfahren wandte, grund­
sätzlich in entsprechender Anwendung von § 3 ZPO 
das Interesse des Antragstellers an der Nichtein­
beziehung des Grundstücks als maßgebend erachtet, 
dieses jedoch nicht ausschließlich nach dem Wert 
der in die Umlegung einzubeziehenden Fläche be­
stimmt» Nur in den Fällen, in welchen der Eigentü­
mer für sein altes Grundstück ein neues Grundstück 
nicht erhalten, sondern mit Geld abgefunden wer­
den sollte, hat er § 6 ZPO entsprechend angewendet 
Es hat sich jedoch gezeigt, daß diese Bewertung 
- von der letztgenannten Fallgestaltung abgesehen - 
kaum oder nur mit von der Sache her nicht gerecht­
fertigten Schwierigkeiten durchführbar ist» Das In­
teresse läßt sich, wenn man mehr oder weniger auf 
die Gesamtheit der in dem einzelnen Fall gegebenen 
Umstände abhobt, um daraus das Interesse des Eigen­
tümers an der Nichteinbeziehung seines Grundstücks 
in die Umlegung der Höhe nach zu bestimmen, meist 
nur ganz grob und vielfach nicht ohne eine gewisse 
Willkür abschätzen» Bei der sich somit als geboten 
erweisenden Überprüfung der eingeschlagenen Wert­
festsetzungsmethode ist der Senat nunmehr zu folgen­
der Bewertung gelangt:

Hach wie vor ist im Grundsatz davon auszugehen, 
daß der Wert einer Revision, mit der ein Eigentümer 
(oder ein sonst Betroffener) sich gegen die Einbezie­
hung des Grundstücks in ein Umlegungsverfahren wendet.
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über § 161 BBauG, § 546 Abo» 5 ZPO nicht in entsprechen­
der Anwendung von § 6 ZPO, sondern nur in entsprechen­
der Anwendung von § 3 ZPO festzusetzen ist« Eine auch 
nur entsprechende Anwendung von § 6 ZPO scheidet dem 
Grundsatz nach aus» Der Umlegung liegt die Idee der 
ungebrochenen Fortsetzung des. Eigentums an einem ver­
wandelten Grundstück zugrunde; dem Eigentümer wird 
bei'einer vernünftigen wirtschaftlichen Betrachtungs­
weise sein Eigentum nicht genommen (BGHZ 27, 15)« Der 
Stroit, ob ein Grundstück in die Umlegung einbezogen 
worden darf oder nicht, kann daher grundsätzlich ei­
nem Eigentumootreit im Sinne von § 6 ZPO nicht gleich- 
öder auch nur nahegostellt werden„ Dies muß um so mehr 
gelten, als der Umlegungsbeschluß nur die Einleitung 
der Umlegung darstcllt (§47 BBauG) und erst der Voll­
zug des Umlegungsverfahrens einen Eigentumawechsel und 
Austausch an den umgelegten Flächen zur Folge haben 
kann,,

Das im Bereich des § 3 ZPO eingreifende freie Er­
messen für die Wertbestimmung ist - auch insoweit ist 
an der bisherigen Rechtsprechung des Senats festzu­
halten - nach dom Interesse dos Eigentümers auszurloh­
ten, das dieser daran hat, daß das Grundstück nicht in 
die Umlegung einbezogen Wird»-Dieses Interesse ist aber 
zweckmäßig zu dem Wert des Grundstücks in Beziehung zu 
setzen, dessen Einbeziehung in das Umlegungsverfahren 
gerade den Streit auslöst und dessen Wert in der Regel 
sich maßgeblich, auf das Interesse des Antragstellers 
auswirkt, und 2war derart, daß es mit einem Bruchteil 
dieses Wertes zu veranschlagen ist» Dabei ist als Wert



des Grundstücks nicht nur der Wort dos Grund und Bo­
dens zu nehmen, sondern auch der Wert der darauf 
stehenden Aufbauten-, insbesondere eines darauf er­
richteten Hauseso Zwar ist nur der Grund und Bo­
den Gegenstand der Umlegung und nur aus ihm er­
gibt sich als Sollanspruch der Hundertsatz, mit dem 
jeder beteiligte Grundeigentümer an der Verteilungs­
maas o berechtigt ist (§ 56 BBauG); Gebäude und son­
stige Anlagen werden nicht umgelegt, sondern in-Geld 
abgefunden (§ 60 BBauG)» Es ist aber zu bedenken:
Der Umlegungsbeschluß hat für den einzelnen Grund­
eigentümer die nachstehenden Wirkungen» Sein Grund­
stück wird einer Verfügungs- und Veränderungssperre 
unterstellt (§ 51 BBauG), namentlich dürfen im Um­
legungsgebiet genehmigungobedürftige bauliche An­
lagen nur mit schriftlicher Genehmigung der Umle­
gungsstelle geändert werden» Gemäß § 24 BBauG, was 
sich wertmindernd auf den Wert des bebauten Grund­
stücks, nicht nur auf den des Grund und Bodens eines 
solchen Grundstücks auswirken kann, entsteht ein ge­
setzliches Vorkaufsrecht der Gemeinde» Benachrichti­
gungen des Grundbuchamtes und gegebenenfalls des Voll 
strockungsgerichto sind vorzunehmen, ein Umlegungsver 
merk wird in das Grundbuch eingetragen (§ 54 BBauG)» 
Auch hat der Eigentümer zumeist ein Interesse daran, 
sein Haus zu behalten und dies nicht durch Einbezie­
hung seines Grundstücks in ein Umlegungsverfahren ge­
fährdet zu sehen» Die Aufzählung dieser Wirkungen des 
Umlegungsbeschlusses zeigt einerseits, daß der Be­
schluß nicht nur den Grund und Boden, sondern auch 
etwaige Aufbauten betrifft» Andererseits sind die



aufgezählten Wirkungen in allgemeinen alles,, was der Um­
legungsbeschluß an Wirkungen auslöst und an Interessen 
ansprichto Was dagegen aus dem einzelnen in die Umle­
gung einbezogenen Grundstück wird, in welcher Weise sich 
das Eigentum an ihm in dem Umlegungsverfahren "verwandelt" 
wird gleich den übrigen Ergebnissen des Umlegungsver­
fahrens erst b.ei der Durchführung des durch den Umle- 
gungeböSchluß eingeleiteten Verfahrens gewonnen und 
in dem später aufzustellenden Umlegungsplan (§ 66 
BBauG) festgelegt« Der Umstand, daß eine Umlegungs­
stelle bereits vor dem Umlegungsplan einen Entwurf 
aufstellt und. anhand dessen eine Erörterung mit den 
Beteiligten veranstaltet (vgl. Brügelmann - Grauvo­
gel, Bundeshaugesetz § 66 Anim 2 a), ändert hieran 
selbstverständlich nichts«

Angesichts dieser beschränkten Wirkungen des Um­
legungsbeschlusses nimmt der Senat, ebenso wie er dies 
in seinem Urteil vom 13« Juli 1967 - III ZR 199/66' =
BGHZ 48, 200 für den Streit getan hat, oh ein Enteig- 
ncter mit Ersatzland statt einer Geldentschädigung ab­
gefunden werden muß, als Wert 20 v«H« des Wertes des 
dom Antragsteller gehörenden Grund und Bodens an« Da­
bei ist die vom Oberlandesgericht München in seiner 
in NJW 1967, 1666 veröffentlichten Entscheidung auf­
geworfene Frage, ob-eine Zusammenrechnung der Werte 
otattfinden darf, wenn die Grundstücke verschiede­
ner Eigentümer in die Umlegung einbezogen werden und 
diese verschiedenen Eigentümer das anfechten, zu 
bejahen« Das Oberlandssgericht hat bei seiner abwei­
chenden Auffassung nicht bedacht, daß der einzelne 
Eigentümer nicht zur Tragung des sich aus einer Zu-



sammenrechnung dor Werte ergebenden Streitwerts her- 
angezogen werden kann (§ 100 Abo. 1 und 2 ZPO; §§ 95? 
99 Hr. 1 GKG; vgio Lauterbach, Gerichtskostengesetz 
15- Auf 1,,5 § 95 Arm. 2 B, § 104 Anm. 2 B; „Mit Rück­
sicht auf die begrenzte Bedeutung des Umlegungsbe­
schlusses erscheint es überhöht, wenn das Oberlandes- 
gericht Nürnberg in seinem Beschluß vom ?° September 
1964 in Jur. Büro 1965, 154 ausweislich der Gründe 
der Entscheidung die Hälfte des Verkehrsv/ertes des ■ 
an der Umlegung beteiligten Grundstücks der Berech­
nung des Streitwerts zugrunde logt. Erst recht gilt 
dies für die Bore chnungawei se des Oberlande a g eri cht s 
München in seiner genannten Entscheidung, wonach 
der Streitwert in'einem Halle wie dem vorliegenden 
sich aus der Zusammenzählung des Verkehrswertes des 
ahzutrotenden und des zu empfangenden Grundstücks 
zuzüglich einer vorgesehenen Entschädigungsleistung, 
dieses Ergebnis halbiert, ergeben soll, also prak­
tisch dem Verkehrswert des in die Umlegung einbezo­
genen Grundstücks gleichkäme. Das vom Senat gewonne­
ne Ergebnis stellt eine der beschränkten Auswirkung 
des Umlegungsbeschlusses entsprechende praktikable 
Regelung dar, die in der weit überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle sachgerecht sein wirdo Wenn sie Besonder­
heiten einzelner Fälle nicht voll Rechnung tragen 
sollte, eben deswegen, weil sie eine schematische 
Festsetzung i3t, so ist dies aus denselben Erwägun­
gen zulässig und geboten, die von dem Senat in sei­
nem bereits erwähnten Urteil vom 13» Juli 1967 dar- 
gologt sind und auch hier* Geltung haben.
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Mit Rücksicht darauf, daß nach dem Aufhau des 
Gesetzes erst der Vollzug des durch den Umlegungobe- 
schiuß eingeleitoton Verfahrens ergibt, Ob ein Ei­
gentümer in dem Verfahren ein neues Grundstück er­
hält oder mit Geld abgefunden wird, geht es auch 
nicht an,- in einem Pall der letzteren Art den Streit­
wert eines Rechtabehelfs gegen den Umlegungsbeschluß 
abweichend von dem Gesagten in entsprechender An­
wendung von § 6 ZPO zu bemessen„

Der Wert der Revision ist mithin nach einem 
Hundertsatz von 20 des Werts zu bemessen, den die 
Grundstücke der Antragsteller im September 1966, dem 
Zeitpunkt der Einlegung der Revision, hatten (§ 161 
BBauG, § 546 Abo» 3, § 4 ZPO) <. Bei dieser Wertfest­
setzung - dem wird das vom Senat erholte Wertgutach­
ten des Gutachtorausschussos für Grundstüekswertung 
der Landeshauptstadt vom 10°' Oktober 1967
nicht gerecht - ist die Qualität zugrunde zu legen, 
die die Grundstücke damals bei Hinwegdenken der Ein­
leitung des Umlegungsverfahrens-aufwiesen; denn nur 
die Zugrundelegung dieser Qualität entspricht dem 
Sinn dos von den Antragstellern verfolgten Begeh­
rens, den Umlegungsbeschluß hinsichtlich ihrer Grund­
stücke aufzuhoben und die Uiehteinbeziehung ihrer 
Grundstücke in die Umlegung aunzusprecheno Ist sonach 
auf der einen Seite eine Wefterhöhung, wie sie hier 
der Gutachterausschuß als eine Folge der Bodenord­
nungsmaßnahme angenommen hat, nicht zu berücksichti­
gen, so ist doch andererseits der Entwicklung der 
allgemeinen Preisverhältnisse bei Grundstücken der
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hior maßgeblichen Qualität bis September 1966 Rech­
nung su tragen« Das erwähnte Gutachten gibt ausrei­
chende Anhaltspunkte dafür, daß als Wert der als 
wirtschaftliche Einheit zu betrachtenden insgesamt 
878 qm großen Grundstücke 422/125 und 266/128 für 
September 1966 60 DM je qm, mithin 52 680 DM, als 
Wert der zusammen 1722 qm großen Grundstücke 129/1 
und 129/2 50 DM je qm = 86 100 DM veranschlagt wer­
den können« Da3 Wohnhaus Höhe bewertet
der Senat dem Gutachten des Ausschusses folgend mit 
198 000 DM« Der Wert der Revision beträgt demnach 
(52 680 + 86 100 + 198 000 - 336 780 : 5 =) 67 356 DM 
und liegt mithin über der Revisionssumme«

Das bedeutet, da im übrigen Bedenken formeller 
Art hinsichtlich der Revision nicht bestehen, daß die 
Revision zulässig und auf ihre Begründetheit zu unter­
suchen ist „

II.

Io Die Antragsteller haben geltend gemacht, daß 
dem der Umlegung zugrunde liegenden Bebauungsplan 
oder doch seiner Auslegung die in § 9 Abs« 6 BBauG 
vorgeochriebene Begründung nicht beigefügt gewesen 
sei, und haben daraus die Nichtigkeit des Bebauungs­
planes abgeleitet« Das Berufungsgericht hat dahinge­
stellt gelassen, ob dem Plan eine Begründung beige­
fügt gewesen war, und hat erwogen: Nach § 45 BBauG 
könne das Umlegungsverfahren eingeleitot werden,
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auch wenn ein Bebauungsplan noch nicht aufgestellt 
sei; ciao gleiche müsse gölten, wenn ein Bebauungs­
plan zwar aufgect.ellt sei, aber an einem Fehler lei­
de, der, wie das Fehlen einer Begründung, seinem 
Y/irkö amwerden entgogenotehe; ein wirksamer Bebau­
ungsplan müsse erst vor der Auslegung der Umlegungs­
karte vorliegen (§ 45 Abs. 2 BBauG), oo daß die An­
tragsgegnerin bis dahin für die Heilung eines ihr al­
lenfalls unterlaufenen Forrnmangelo Sorge tragen dür­
fe und müsseo

Was die Revision hiergegen vorbringt, ist ver­
fehlte Dem Berufungsgericht ist darin zuzustimmen, 
daß im Hinblick darauf, daß nach der ausdrücklichen 
Regelung in § 45 d»G„ ein Umlegungsverfahren auch oh­
ne Aufstellung eines Bebauungsplanes eingeleitet wer­
den kann, die Einleitung eines Umlegungsverfahrens 
auch dann zulässig ist, wenn ein Bebauungsplan zwar 
aufgestellt, aber nicht wirksam geworden ist. Dar­
auf, ob das Fehlen einer Begründung einen Formman- 
gel darstellt oder, wie die Revision meint, einen Feh­
ler anderer Art, kommt es für die Zulässigkeit der 
Einleitung des Umlegungsverfahrens nicht an, eben­
sowenig darauf, ob die Begründung spätestens im Zeit­
punkt der Offenlegung des Bebauungsplanes hätte vor­
liegen müssen.

Darüber hinaus ist die Rechtslage für die An­
tragsteller noch ungünstiger als das Berufungsgericht 
und die Revision annehmen„
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Die Wirksamkeit eines Bebauungsplanes hängt näm­
lich nicht davon ab» daß dem Plan im Laufe- seiner 
Aufstellung eine Begründung beigefügt worden ist»
Zwar ist nach § 9 Abs- 4 BBauG- (im folgenden sind 
Paragraphen ohne Hinzufügung eines Gesetzes solche 
des Bundesbaugesetzes) dem Plan eine Begründung 
beizufügen, auch ist der genehmigte Plan mit Be­
gründung öffentlich auszulegen (§ 12)., ebenso wie 
nach § 2 der Entwurf eines Bauleitplanes mit Begrün­
dung oder Erläuterungsbericht auszulegen ist0 Die Be­
gründung gehört jedoch nicht zum Inhalt des Planes, 
der in § 9 Abs» 1 bis 5 geregelt ist» Sie ist kein 
Teil des Bebauungsplanes»■ der nur als solcher zu ge­
nehmigen ist (§ 11)p von der Gemeinde als Satzung be­
schlossen wird {§ 10) und als solche nach Maßgabe des 
§ 12 rechtsverbindlich wird. Dadurch, daß der Plan 
zur Rechtsnorm erstarkt, löst er sich gewissermaßen 
von einer ihm bisher beigofügton Begründung, und nur 
die in ihm niedergelegte verbindliche Ordnung ist 
Festsetzung, nicht auch die Begründung des Planes 
(Urteil vom 26« Juni 1967 - III ZR 167/66 = WM 1967, 
1066)o Die verbindliche Festsetzung ist wie eine an­
dere Rechtsnorm unabhängig davon, ob ihr eine Begrün­
dung beigegeben ist» die dem besseren Verständnis ih­
res Inhalts und dessen Auslegung förderlich sein kann 
und die in dem Zeitabschnitt, in dem. der Bebauungs­
plan noch nicht zur Satzung geworden ist, der besse­
ren Beurteilung durch die zur Genehmigung des Pia­
nos berufene Behörde zu dienen und, weil sie nach 
§ 9 Abs» 6 Satz 2 die voraussichtlich auf die Ge­
meind# durch die geplante städtebauliche Maßnahme zu-
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kommenden Kosten überschlägig enthalten soll, die 
Gemeinde vor unbedachten finanziellen Folgen ihrer 
Planung zu bewahren geeignet ist» Eine andere Rechts­
folge kann auch nicht etwa aus dem Gedanken abge­
leitet werden, daß bei einem Fehlen der Begründung 
das Rechtsschutzinteressc der Beteiligten verküm­
mert würdeo Diese haben in weitestem Umfang Gelegen­
heit, bei der Anfechtung der einzelnen Verwaltungs­
akte, wie sie in § 157 Abs« 1 für zulässig erklärt 
ist, ihre Rechte und Belange- zur Geltung zu brin­
gen, und wenn eine Begründung des Bebauungsplanes, 
auf den die angefochtene Maßnahme zurückgeht, fehlt, 
wird das im allgemeinen zuungunsten der Gemeinde als 
Anfechtungsgegnerin ausschlagen* Nach der Entschei­
dung des Baden-Württembergischen Verwaltungsgerichts- 
hofoin Baden-Württembergisches Verwaltungsblatt 1965, 
122, 124 dient die Begründung der allgemeinen Unter­
richtung der betroffenen Grundstückseigentümer nur 
als Teil der Allgemeinheit, der beim Erlaß des Be­
bauungsplanes beteiligt werden und Bedenken und An­
regungen vortragen soll; dio Begründung dient aber 
nach der Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes 
nicht dazu, den Betroffenen zu erläutern, warum der 
im Bebauungsplan vorgesehene Eingriff gerade so und 
nicht anders geplant into - Vermag ein Betroffener 
die zeichnerische Darstellung des Bebauungsplanes 
.nicht zu verstehen, so wird er sich der Hilfe eines 
Sachkundigen zu bedienen haben* Zweck der Begründung 
ist es nicht, jede einzelne zeichnerische Festsetzung 
auch in einen Text zu fassen; praktisch, wenn nicht 
in der Mehrzahl der Fälle, wird die zeichnerische Dar-
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stellung zudem leichter ala erine textliche 'Wiederga­
be zu verstehen sein (Im Ergebnis wie hier Baden- 
Württembergischer Verwaltungsgerichtshof aaO, die 
Erläuterungsvverke zum Bundesbaugesetz von Brügel- 
rnann-Grauvogol, § 9 A m »  IV 2 b bb (2); Zinkahn-Bie­
lenberg, § 9 RdZo 92; ferner Neuffer, Bas neue Bau- 
recht, § 9 (Bundesbaugesetz} Anim zu Abs, 6; anderer 
Meinung die Erlauterungsv/erko zum Bundesbaugesetz 
von Schrodtor, § 9 Heiz« 23 und Schütz-Frohberg,
2- Auf 1 o § 9 Anim 29» beide ohne Begründung; fer­
ner Franzen, Blätter für Grundstücks-, Bau- und Woh- 
nungarccht 1965, 181 ff III 2).

Hält man nun eine Begründung für die Wirksam­
keit des Bebauungsplanes nicht für erforderlich, dann 
ist es nur ein folgerichtig zu gehender Schritt,bo­
denordnende Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die 
Grundlage bilden soll - entgegen der Beanstandung der 
Revision, der Bebauungsplan, gemeint ist die fehlende 
Begründung, habe nicht einmal auf die Umlegung hinge- 
wiesen - für zulässig zu erachten, auch v/enn die Maß­
nahme entgegen § 9 Abs,, 6 nicht in der Begründung 
dargelegt worden ist,, Diese Auffassung ermöglicht es 
dann, was als sachgerechte und zweckmäßige Lösung an- 
zusprochon ist, einer Gemeinde - die auch nicht ver­
pflichtet ist, eine in der Begründung vorgesehene 
Maßnahme durchzuführen (Brügolmann-Stahnko, § 45 Anm, 2 b'i- 
später bödenordnende und andere Maßnahmen durehzufleh­
ren, die in der Begründung nicht dargelegt sind (eben­
so Brügelmann-Grauvogel, § 9 IV 2 bb (3); Brügelmann- 
Stahnko, § 45 Anm» 2 b ; Zinkahn-Bielenberg, § 9 Rdz» 95;



Neuffer* § 45 Amn. zu Aha, ij Fransen aaO 1965* 181 * 
188; dagegen Schrödter* § 9 Rdz0 7* § 45 Rdz» 6; 
Schütz-Frohberg, 2o Aufl. § 45 Arun« 1; Knaupp-Ingen-
stau* § 45; Hamacher in DWW I960, 260* 262io)

2. ln vollem Umfang verfehlt sind ferner die Aus­
führungen der Revision, mit denen diese die in der 
Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses enthaltene 
Aufforderung nach § 50 Aha,  2 beanstandete Die Be­
kanntmachung gab zunächst den Inhalt des Umlegungs­
beschlusses wieder„ Sie besagte sodann* wann und wo 
Bestandsverzeichnis und Bestandskarto zur Ansicht 
offengclegt seien* und schloß daran in einoin als 
Rechtsmittclbelehrung überschriebenen Abschnitt 
die Mitteilungen an; Einmal* daß und wie gegen den 
Beschluß Widerspruch eingelegt werden könne* zum an- 
dern..und zwar mit den Worten und der Bezifferung von 
§ 48 Abs» 1 bis 3* daß an dem Umlegungsverfahren die 
dort genannten Personen beteiligt seien* darunter 
die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen 
Rechts oder eines das Grundstück belastenden Rechts « 
und unmittelbar daran, die Personen* deren Rechte 
nicht aus dem Grundbuch zu ersehen seien* hätten die­
se ,oo anzumeldeno Diese Aufforderung geht auf § 50 
Abs« 2 zurück* der die Anmeldung von Rechten, die aus 
dem Grundbuch nicht ersichtlich sind* aber zur Betei­
ligung am Umlegungsverfahren berechtigen, im Auge hat 
In der Aufforderung fehlte nun der Hinweis, daß nur 
solche Rechte gemeint seien, die zur Beteiligung am 
Umlegungsverfahren berechtigten<,
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Dio Vorinotanzen haben mit Recht angenommen, 
daß sich auch ohne einen solchen ausdrücklichen Hin­
weis aus dem Wortlaut der Rechtsmittolbolehrung er­
gehe , wer Beteiligter am Umlegungsverfahren sei, daß 
im übrigen auch im vorliegenden Verfahren für kei­
nen Beteiligten ein Rochtsnachteil eintreten könne, 
weil der zur Anmeldung aufgeforderte Personenkreis 
- die Aufforderung für-sich allein gesehen -.wei­
ter gehe als der Kreis der wirklich als beteiligt 
in Frage kommenden Personen« Daß diese Beteiligten 
nicht angesprochen würden, weil die Aufforderung 
die wesentliche Beziehung der Beteiligung am Umle­
gungsverfahren nicht bezeichne, ist eine irrtümli­
che Betrachtungsweise der Revision« Vernünftigerwei­
se kann der in der Aufforderung angesprochene Perso­
nenkreis nur auf den Kreis der unmittelbar vorher ge­
nannten, nach Ziffo 3 von § 48 zur Beteiligung am Um­
legungsverfahren Berechtigten bezogen werden« Dann 
war entgegen der Revision die Bezeichnung der zur An­
meldung aufgeforderten Personen - die Revision spricht 
unscharf von einer Aufzählung der Beteiligten - ver­
ständlich genug« Wenn die Revision meint, bei einer dem 
Wortlaut des § 50 voll entsprechenden Aufforderung wä­
ren möglicherweise weitere Widersprüche erhoben worden, 
so liegt die von der Revision damit angedeutete Fol­
ge, daß eine zu weit gefaßte Aufforderung zur Anmel­
dung eine Verringerung der Zahl der Anmelder nach sich 
ziehen kann, so abseits, daß sie, um die Revisions­
rüge ernst zu nehmen, mit weiterem tatsächlichem Vor­
trag hätte belegt werden müssen«
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3o Was ,die sachlichen Hinwendungen eines Eigen­
tümers .gegen die Einbeziehung seiner Grundstücke in 
dan Umlegungsverfahren betrifft, so ist "bei ihrer 
Beurteilung der Bedeutung des Umlegungsbeschlusses 
Rechnung zu tragen, der, wie schon betont, nur die 
Einleitung dec Umlegungsverfahrens zum Gegenstand 
hato Die bedeutungsvollste Regelung im Umlegungs­
verfahren bringt erst der nach Erörterung mit den 
Beteiligten (§ 66 Abs« 1) aufzustellende Umlegungs­
plan, in dem die Ergebnisse dos Umlegungsverfahrens 
durch Karte und, 'Verzeichnis festgelegt werden =, Die 
Ergebnisse werden erst in idem eingeleiteten Umle­
gungsverfahren erarbeitet» Daran vermag es auch 
nichts zu ändern, wenn die Umlegungsstelle vor der 
Erörterung mit den Beteiligten einen Entwurf des Um­
legungsplanes aufstellto Es ist also grundsätzlich, 
weil dies einen unzulässigen Vorgriff auf das wei­
tere Verfahren und die in ihm ergehenden Entschei­
dungen bilden würde, nicht zulässig, einen Einlei­
tungsbeschluß mit der Begründung anzufechten, daß 
die - in dem Entwurf des Umlegungsplanes - vorgese­
hene Uralegung in ihrem Ergebnis zu einer unzweck­
mäßigen Gestaltung des Grundbesitzes eines Eigentü­
mers führen würde» Dagegen wird eine Einwendung ins­
besondere dann zuzulassen sein, wenn die Anordnung 
eines Umlegungsverfahrens dem Grundsatz widerspricht, 
nur notfalls, wenn der erstrebte Zweck nicht im We­
ge privatrechtlicher Einigung erreicht werden kann, 
eine Uralegung durehzufUhren, oder wenn bereits zu 
der Zeit, als der Umlegungabeschluf3 ergeht, fest­
steht, unter den gegebenen Umständen werde sich eine
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vorgesehene Regelung aus ■bestimmten Gründen nicht 
verwirklichen lassen, in welchem Pall eine Einstel­
lung des Umlegungsverfahrens in Betracht kommt 
(Brügelmann-Stahnke, § 47 Anm» 4 c)» Eine solche 
Pallgestaltung ist indessen hier nicht gegeben» 
Namentlich haben die Antragsteller während des 
gerichtlichen Verfahrens gezeigt, daß nicht da­
mit zu rechnen ist, sie würden in einer freiwilli­
gen Vereinbarung der Regelung zustimmen, die zu 
ermöglichen Ziel des Umlegungsbeschlusses ist»

Im Anschluß hieran ist zu dem Vortrag der Re­
vision zu sagen:

a) Die Grundstücke der Antragsteller mögen wirt­
schaftliche Einheiten bilden und sich nicht in einer 
Streulage befinden» Die Einbeziehung der Grundstücke 
266/128 und 422/125, auch wenn sie teilweise bebaut 
sind, ist nach § 45 mit Rücksicht darauf zulässig, 
daß die bisher als V/eg benutzte Fläche, wenn sie 
nicht mehr Verkehrszwecken dient, ein für eine ande­
re Nutzung durchaus unzweckmäßig geschnittenes Grund 
stück darstellt, und daß durch eine - im Umlegungs­
plan anzuordnende - Vereinigung mit den beiden Grund 
stücken der Antragsteller oder einem von ihnen oder 
einem östlich der Wegeflächo gelegenen Nachbargrund­
stück insgesamt in diesem räumlichen Bereich zweck­
mäßig gestaltete Grundstücke geschaffen werden» Die 
Umlegung ist das hierzu gegebene Mittel» Soweit die 
Antragsteller durch die Neuordnung eine Werteinbuße 
erleiden, sieht das Gesotz in §§ 57, 58 einen Aus-
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gloich in Geld vor« Der Einwand, daß die Antragsteller 
die frühere . Wegfläche zur Abrundung ihres Grundbe­
sitzes nicht benötigen und, da die Fläche mit Schot­
ter befestigt sei, in Gestalt der Herrichtung er­
hebliche Kosten haben würden, steht der Einbezie­
hung der Grundstücke in das Umlegungsverfahren nicht 
entgegen»"' .

Die Antragsteller verweisen mit der Revision 
ebenfalls erfolglos darauf, der Weg 214/175 sei ein 
im Jahre 1872 entstandener und im Jahre 1890 in das 
Kataster eingetragener, im Eigentum der Antragsgeg­
nerin stehender Weg, der nicht ohne weiteres im Um­
legungsverfahren aufgehoben werden könne» Damit ver­
mögen die Antragsteller nicht die Möglichkeit auszu­
räumen, daß eine Einbeziehung des Weges im Verlaufe 
des Umlegungsverfahrens doch eintreten wird» Inso­
weit die Revision darauf verweist, daß die Antragstel­
ler als Eigentümer der Grundstücke 266/128 und 422/125 
auf die Aufrechterhaltung dos Weges 214/175 angewie­
sen seien, hat sie die für das Revisionsgericht ver­
bindlichen Feststellungen auf Bl» 8 des angefochte­
nen Urteils gegen sich, wonach eine Notwendigkeit 
zur Belassung des Weges nicht besteht» :

Die Revision beruft sich darauf, daß nach ihrem 
vom Berufungsgericht zu Unrecht nicht gewürdigten 
Vortrag der östlich der Grundstücke 266/128 und 422/125 
verlaufende Teil des Weges 214/175 nach dem Bebau­
ungsplan erhalten bleiben solle» Sie will damit gel­
tend machen, daß die Einbeziehung der beiden Grund-
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stücke in das Umlegungsverfahren zu einem Zweck er­
folge ? der mit den Festsetzungen des Bebauungspla­
nes nicht vereinbar sei. Hierbei übersieht die Revi“ 
sion das Folgende: Nachdem die Antragsgegnerin in 
ihrem Schreiben vom 5« August 1964 an das Landge­
richt diese Wegstrecke als einen Feldweg bezeich­
net hatte , der nach dem Bebauungsplan untergehe, 
haben die Antragsteller in ihrem von der Revision in 
Bezug genommenen Schriftsatz vom 24» September 1965 
So 1 vorgetragen, die Wegstrecke bleibe nach dem 
Bebauungsplan erhalten» Lao Erstgericht spricht so­
dann in seinem Urteil S, 6 davon, die Einziehung 
des Weges sei beabsichtigt» In ihrer Berufungsbegrün­
dung von 3» Januar 1965 haben sich die Antragsteller 
mit dieser Frage nicht weiter ausoinandergcoctst, 
sondern, was insoweit in Betracht gezogen werden 
könnte, auf -S. 13 dieses Schriftsatzes auf ihre Aus­
führungen im ersten Rechtszug verwiesen» Daraufhin 
hat die Antragsgegnorin in ihrer Berufungserwide­
rung vom 25o Mai 1966 8» 5 und S. 10 erneut behaup­
tet, der Feldweg werde nach dem Bebauungsplan sin­
ge zogen» Nunmehr haben die Antragsteller in ihrem 
Schriftsatz vom 4« Juli 1966 aufSo13vorgetragenj der 
westlich von ihren beiden Grundstücken verlaufende 
Weg bleibe nach dem Bebauungsplan bestehen, und auf 
So 14, sie würden sich dagegen wenden, daß der öst­
lich ihres Wohnhauses belegene Weg eingezogen werde, 
der Hinweis auf den Bebauungsplan gehe fehl, weil 
auch von dem Bebauungsplan Zugeständnisse gemacht 
werden könnten» Dieser Vortrag ist nicht anders zu 
verstehen, als daß die Antragsteller ihre Behauptung,



-23-

daß nach dem Bebauungsplan der Weg nicht eingezo­
gen werde, angesichts der Einlassung der Antragsgeg 
norin nicht mehr hinsichtlich der hier in Betracht 
kommenden Wegestreckc aufrcchterhiolte-n» Demgegen­
über kann die Revision nicht mit Erfolg auf einen 
früheren, als überholt anzusehenden Vortrag verwei­
sen»

b) Wae die Grundstücke 129/1 und 129/2 betrifft, 
so läßt das angefochtenc Urteil keinen entscheidung 
erheblichen Rechtsirrtum zuungunsten der Antragstel 
ler erkennen» '

Insofern die Revision auf den früheren Vortrag 
der Antragsteller abhobt, die Grundstücke würden in 
ihrer ganzen Länge an bebautes Gelände grenzen, so 
liegt zunächst der Gedanke nahe, daß es bei jenem 
früheren Vortrag um ein Versehen nach der Richtung 
ging, daß es nicht bebautes, sondern bebaubares Ge­
lände heißen sollte» Jedenfalls hat die Revision 
entscheidend die auf tatsächlichem Gebiet liegende 
Erwägung des Berufungsgerichts gegen sich, ohne Um­
legung würde mindestens das südlich von der Parzel­
le 129/2 gelegene Grundstück 268/128 baulich nicht 
nutzbar sein, zudem würden die nördlich von 129/2 
gelegenen schmalen Grundstücke sowie die Parzelle 
268/128 zusammen mit der Parzelle 129/2 gut und 
zweckmäßig neu gestaltet werden können, das Grund­
stück 129/l würde bei einer teilweisen Aufhebung 
des Weges 214/175 keinen Zugang zur Straße haben» 
Demgegenüber greifen die Folgerungen nicht durch.
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die die Revision aus einem ihrer Meinung nach vom 
Berufungsgericht zu Unrecht nicht berücksichtigten 
Schreiben des Vormessungsamtöo vom 1» Oktober 1959 
(an Frau Greis) dahin zieht, die Grundstücke 129/1 
und 2 seien bebaubar,. Mit Rocht hat das Berufungs­
gericht in diesem Zusammenhang eine isolierte Be­
trachtungsweise der baulichen Nutzbarkeit der ein­
zelnen Grundstücke abgelehnto Daß'das Bundesbauge­
setz in § 45 die Neuordnung auch bereits bebauter 
Grundstücke zuläßt, sei nochmals bemerkt,/Es kommt 
also auch nicht darauf an, ob die Antragsteller 
selbst die Bebauung ihres Grundbesitzes ermöglichen 
können, Dac Berufungsgericht ist, anders als die 
Revision meint, nicht in unzulässiger Weise auf die 
Wünsche eines bestimmten Bauträgers eingegangen, 
sondern hat die Einbeziehung der Grundstücke von 
dem Bestreben der Antragsgegnerin, zweckmäßig ge­
staltete Grundstücke im Sinne des § 45 zu gewinnen, 
getragen gehalten» Einen anderen Schluß kann das Re­
vision sgericht nach den Feststellungen des angefoch­
tenen Urteils nicht ziehen» Da eine Gronsregelung 
nach Lage der Sache ausscheidet, zudem kein Anhalts­
punkt dafür besteht, daß die Neuordnung zur Verwirk­
lichung des Bebauungsplanes durch einen freihändi­
gen Grundstückstausch oder eine anderweite Verein­
barung der Beteiligten erreicht werden kann, ist 
die Umlegung auch insoweit erforderlich»
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III;

Nach dem higher Gesagten ist die zulässige 
Revision als unbegründet zurückzuweisen<. Es ist 
jedoch noch folgendes zu bedenken: hie Kosten des 
Revisionsverfahrens sind gemäß §§ 161, 168 BBauG,
§ 97 AbSo 1? § 100 AVio. 2 ZPO entsprechend der 
wertmäßigen Beteiligung der verschiedenen Antrag­
steller an dem Verfahren aufzuerlegen. Diese Betei­
ligung ergibt sich wie folgt:

Miteigentum von Ernst und Johanna V 0 H  
am Grundstück 129/2 mit 1004 qm zu 50 DM jo qm
ergibt einen Wert von 50 200 DM
Miteigentum von Johanna 
Franz Hofmeister und Gabriele Hl 
an den Grundstücken
422/125 mit 699 qm zu 60 DM/qm;
also mit Wert von
266/128 mit 179 qm zu
60 DM/qm
also mit Wert von
129/1 mit 718 qm zu
50 DM/qm
also mit Wert von 
Hauswert

41 940

10 740 DM

55 900 DM 
198 000 DM 286 580 DM

Es entfallen vom GesamtStreitwert von 356 780 DM 
auf das Grundstück 129/2 der Miteigentümer Ernst 
und Johanna V 0 0 &  etwa 15/100 und auf die anderen 
Grundstücke einschließlich des Hauses der Beteilig­
ten Johanna Vgpft, Franz lij H B M M l l  und Gabriele 

etwa 85/100. In diesem Verhältnis sind



die Kosten des Revisions'Verfahrens zu verteilen*
In demselben Verhältnis sind aber auch, um der Vor­
schrift dos § 100 Abs« 2 ZPO Geltung zu verschaf­
fen;, unter Heranziehung von § 308 Abs« 2 ZPO die 
Kosten dos landgerichtlichen und dos oborlandes- 
gorichtlichen Verfahrens, was bisher nicht gesche­
hen ist, so wie im Tenor dieses Urteils ausgespro­
chen, auf die mehreren Antragsteller zu verteilen« 
Hierbei muß für den Senat das Ergebnis maßgebend 
sein, zu dem ihn die von ihm vorgenommene Bewertung 
des Beochwerdögegenotaridöc geführt hat«

Pr« Pagendarm Br« Kroft Dr« Arndt

B:r« Hußla Keßler
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